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am 17. Februar 1956

Malessa, Justizsekre-
tdr als Urkundsbeamter
der Geschiéftsstelle

Im Namen des Volkes
In dem Rechtsstreit

der Frau DWH- in M ;
L

P
Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklégerin,

~ ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. (D -

gegen

Frau Henny HElB in KENIENEED v-i -G, D
HGED

Kldgerin, Berufungsklédgerin und Revisionsbeklagte,
~ ProzeSbevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr. (D -

hat der VI. 2ivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 17, Februar 1956 unter Mitwir-
kung des Senatsprédsidenten Prof.Dr, Meif und der Bundes-
richteg Dr. Kleinewefers, Dr, Gelhaar, Dr. Meyer und

Dr. Bode

fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des 7. Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom
31. Mai 1954 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und
Entscheidung, auch iiber die Kosten der Revision, an
das Berufungsgericht zuriickverwiesen,

Yon Rechts wegen
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Die Kliégerin fiel am 29, November 1948 in einen
mehrere Meter tiefen Schacht und zog sich hierbei einen
Bruch des rechten QOberschenkels und zwei Beckenbriiche zu.
Sie wurde in die Klinik HNNENENGGNGNY cingeliefert,
deren chirurgische Leiterin die Beklagte ist. Die Riintgen-
aufnshme, die noch am selben Tage gemacht wurde, ergab, daB
aas rechte Bein verkiirzt war, weil das untere Bruchende ge-
gen das Becken hochtrat und daB ein Knochenstilick von 10 cm
Lénge und 2 cm Breite abgesprengt war. Die Beklagte operier-
te am folgenden Tage (30. November 1948). Sie legte den o
Bruch frei, entfernte das Knochenstiick und bolzte die Bruch-
enden mit einem Elfenbeinstift. Einige Tage spiter trat eine
innerliche Eiterung hinzu, die dazu filhrte, daB sich am 15.
Tesember 1948 die alte Naht 6ffnete und aus der Wunde diinn-
flissiger, brédunlich-gelber Eiter floB. Auch der Elfenbein-
stift eiterte heraus, Die Beklagte entfernte hierauf den
Reckengips und legte das Bein der Kl&gerin in einen Streck-
verband. Als ein Ekzem auftrat, wurde die Klégerin voriiber-
geuend in céas RN -Xrankenhaus verlegt und schlief-~
lich nach einer noch vorgenommenen Kropfoperation am 27.
\ugust 1949 aus der Xlinik NUNENE® cntlassen,

Vom 5. Dezember 1949 bis 28. Oktober 1950 wurde die
Kligerin in der CH® von Dr. kfi@stationdr behandelt.
Bei ihrer Aufnahme wurde festgestellt, daB die Oberschenkel-
fraktur verheilt, das rechte Bein der Xlédgerin um 19 cm
verkiirzt und das Hiiftgelenk in stérkerer Anspreizsteliung
kn8chern versteift war. AuBlerdem waren das rechte Kniege-
lenk und das rechte obere Sprunggelenk in extremster Spitsz-—
ful stellung und sé@mtliche Zehen in extremster Beugestellung
{sogen. Hammerzehenstellung) versteift. In der CUED
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wurden die Versteifungen von Knie und Sprunggelenk durch
ibungsbehandlung und zwei Brisements des Kniegelenks ge-
Jockert. Um die Pehlstellung des knochern versteiften
Hiftgelenks zu mildern, wurde der Oberschenkel in der Roll-
hiigelgegend durchmeifelt und dadurch bewirkt, daB das
rechte Bein nach der Operation nur noch um 9 bis 10 cm
verkiirzt war., Ferner wurde auch die Hammerzehenstellung
operativ beseitigt.

Die Klégerin ist der Ansicht, sie sei von der Be-
klagten unsachgemédB behandelt worden; diese habe ihre
grztlichen Pflichten in mehrfacher Hinsicht fahrléssig ver-
letzt. Nach den medizinischen Erkenntnissen und Grundsétzen
habe die Beklagte in diesem Palle nicht die operative, son-
dern die konservative Behandlungsmethode anwenden und an-
statt eine Nagelung vorzunehmen einen Gips- und Streckver-
tand anlegen miissen., Die Beklagte habe es unterlassen, sie.
die Kl&gerin, auf die andere Behandlungsmdglichkeit und auf
die mdglichen Folgen der Operation hinzuweisen und ihre Zu-
stimmung zu dem operativen Eingriff einguholen. Auch die
Nachbehandlung sei unsachgeméf gewesen., Das Bein sei falsch
gelage»t und der Streckverband unrichtig angelegt worden,
Darauf sei es zuriickzufiihren, daf die Bruchstellen nicht
oder falsch zusammengeheilt seien und das Bein 19 cm kiirger
geworden sei. Diese Polgen hétten verhindert werden konnen,
wenn die Beklagte die erforderliche Rontgenkontrolle durch-
gefilhrt haivte. Das habe sie aber pflichtwidrig unterlassen.
Schliefllich beruhe es auch auf einem Verschulden der Be-
Xlagten, da3 es zu einer SpitzfuBbildung und der Hammer-
cehenstellung gekommen sei; das habe nei sachgemédBer Be-
handlung, insbesondere bei einer richtigen Stiitzung des
FuBes ohne weiteres verhindert werden kdnnen.

Mit der Xiage hat die X_&gerin von der Beklagten
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5000 DM~Ost Schadensersatz, eine lebensléngliche Rente
von 200 DM~Ost und ein angemessenes Schmerzensgeld ver-
langt. Ferner hat sie die Feststellung begehrt, daB die
Beklagte verpflichtet sei, ihr allen weiteren Schaden zu
ersetzen, der ihr aus der fehlerhaften #drztlichen Behand-
lung noch entstehen kbdnnte.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und
geltend gemacht: Nach den Erkenntnissen und Erfahrungen
der medizinischen Wissenschaft sei es angebracht gewesen,
die Kl&gerin zu operieren. Die nach der Operation eingetre-
tene Eiterung sei allein auf eine im Korper der Klégerin
ruhende Infektion zuriickzufiihren. Bei der Entlassung der
Kligerin sei deren Bein nicht 19 cm, sondern jhuri8'cm' kilrzer
gewesen, DaB das Knie und das Bein steif geblieben seien, i
habe die Klégerin zum Teil selbst verschuldet, weil sie die
erforderliche Heilgymnastik nicht mit der nétigen Energie
beirieben und nach der Entlassung aus der Klinik NEIENEGEGD
sich entgegen dem Rat der Beklagten drei Monate lang keiner
weiveren Heilbehsndlung unterzogen habe. Die SpitzfuBstel-
lung sei absichtlich herbeigefiihrt worden, um die auf Grund
der Infektion eingetretene Verkiirzung des Beines etwas
auszugleichen,

P e e e e L)

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru-
fungsgericht hat die Zahlungsanspriiche der Klidgerin {5000
DM-0Ost, Rente und Schmerzensgeld) dem Grunde nach fiir ge-
rechtfertigt erkidrt und dem Peststellungsantirag stattge~
geben,

st tliath

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Abweisung
der Klage, Die Kligerin beantragt, die Revision zuriickzu-
weisen,




Entscheidungsgriinde:

I. Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausge-
gongen, daB die Klédgerin als Krankenkassenpatientin aus
dem Vertrag, der gwischen der Versicherungsanstalt B
und der Beklagten besteht, nach § 328 BGB einen unmittel-
baren Anspruch gegen die Beklagte auf sachgeméfie Behandlung
erworben hat (BGHZ 1, 383 [386]). Es hat angenommen, daB
die Beklagte ihre Pflichten als Arzt fahrléssig verletzt
und. der Xlégerin aus Vertrag und auf Grund der Vorschriften
iiber unerlaubte Handlungen (§§ 823 £f BGB) flir den hier-
durch entstandenen Schaden einzustehen hat,

II. Soweit die Klédgerin eine Haftung der Beklagten
daraus herleitet, daB diese die Operation ohne ihre Einwil-
ligung vorgenommen und sie nicht iiber die Moglichkeit der
konservativen Behandlung aufgekldrt habe, hat das Berufungs-
sericht Ersatzanspriiche der Klégerin verneint. Die Ausfiih-
rungen, die im Berufungsurteil zu dieser Frage gemacht
werden, gehen insofern zu Bedenken AnlaB, als das Berufungs-
garicht nicht geprift hat, ob und inwieweit die Beklagte
verpflichtet war, die Klégerin iliber die Moglichkeit der
konservativen Behandlung zu belehren und sie iiber die Vor-
und Nachteile der beiden in Betracht kommenden Behandlungs-
arten aufzuklédren und welche rechtlichen Folgerungen'sich
bei Bejahung dieser Pflicht aus dem Unterlassen der Aufkla-~
rung ergeben {vgl RGZ 168, 206 [210, 2131). BEs ist jedoch
nicht erforderlich,-auf diese Pragen hier ndher einzugehen,
denn bereits die andéren Erwdgungen des Berufungsgerichts
rechtfertigen seine Annahme, daf die Beklagte ersatzpflich-

tig ist.




&

III. 1. Das Berufungsgericht erblickt ein Verschul-
den der Beklagten in erster Linie darin, daB sie den Bruch
operativ und nicht konservativ behandelt hat, wie es durch
Anlegung eines Gips- und Streckverbandes mdglich gewesen
wire. Es geht davon aus, daB die operative Behandlung von
Briichen als solche in der #rztlichen Wissenschaft zwar
umstritten, aber doch anerkannt sei, und meint, die Beklag-
te habe priifen miissen, ob gerade in diegem PFalle die An-
wendung der operativen Methode angezeigt oder ob nicht die
konservative Methode zweckméBiger gewesen widre. Die Frage,
welche von mehreren anerkannten Behandlungsarten im Ein-
zelfall zu wihlen sei, hénge davon ab, welche Methode im
gegebenen Fell bedi Berilicksichtigung aller Umsténde am
meisten Erfolg verspreche und ~ bei gleichen Erfolgsaus-
sichten ~ die gefahrlosere sei. :

Das Berufungsgericht gelangt im AnschluB an die ein_
geholten Sachverstdndigengutachten zu dem Ergebnis, die
Beklagte habe im vorliegenden Falle von der operativen
Behandlung des Bruches absehen und die konservative Methode
anwvenden miissen, die gefahrloser gewesen sei und zum min-~
desten die gleichen Erfolgsaussichten geboten habe. Es geht
dabei von den gutachtlichen AuBerungen der Sachverstéindi-
gen Prof,Dr. Gohrbandt und Prof.Dr. Specht sowie den
Angaben des sachkundigen Zeugen Dr. Xuhr aus, die iiberein-
stimrend erklért haben, bei der giinstigen Stellung der
Bruchenden habe Xkein besonderer AnlaB zur operativen Be-
handlung vorgelegen, dagegen sei durch die Operation ein
neuer Gefahrenherd geschaffen worden, ohne daB hierfiir eine
gwingende Notwendigkeit bestanden habe, Das Berufungsge-
richt filhrt aus, die Beklagte habe bei ihren Uberlegungen
gerade diesem Umstand besondere Beachtung schenken miissen.
Das gelte insbesondere, wenn man die damaligen Zeitver-
hdltnisse bderiicksichtige. Zinmal sei die Xlégerin in
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. auch wenn alle MaSnahmen der Asepsis mit der gréBten Sorg-

r

schlechtem allgemeinen Erndhrungszustand und damit ihre
Widerstandskraft bei Eintritt von Komplikationen erheblich
vermindert gewesen. Zum anderen hitten Mittel zur Bek&mpfung
einer Infektion, insbesondere Penicillin, nur in sehr be-
schréanktem Umfang zur Verfiigung gestanden. Die Mtglichkeit,
daB eine Infektion eintrat, habe die Beklagte in den Kreis
ihrer Erwdgungen ziehen miissen, denn diese Gefahr bestehe
nach allgemeiner» drztlicher Erfahrung bei Jjeder Operation,

falt getroffen worden seien, Schlieflich verweist das Be-
rufungsgericht darauf, daB die Beklagte selbst vorgétragen
habe, sie habe damals infolge Materialmangels keine laufende
Rontgenkontrolle durchfiiiren konnen. Eine solche sei aber,
so fiihrt das Berufungsgericht weiter aus, nach dem Gut~
achten des Prof.Dr. Specht gerade bei der operativen Be-
handlung unerlgBlich gewesen.

2, 5u Unrecht macht die Revision dem Berufungsgericht F
den Vorwurf, es greife in den &rztlichen Meinungsstreit ein,
indem es zwischen zwel gleichwertigen &rztlichen Methoden
entscheide und der Beklagten zum Verschulden anrechne, daf
sie sich zu einer dieser gleichwertigen Lehren bekenne.

Mit dieser Riige der Revision sind die -Ausfiihrungen des
Berufungsgerichts verkannt. Das Berufungsgericht hat keinen
Zweifel dariiber gelassen, daB es grundsédizlich die Berech-
tigung beider Behandlungsarten anerkennt. Es hat ausdriick-
lich hervorgehoben, daB auch die operative Behandlung von
Briichen in der &rgztlichen Wissenschaft anerkannt ist. Wie
die Entscheidungsgriinde des angefochtenen Urteils deutlich

~ergeben, hat das Berufungsgericht der Beklagten auch mit

keinem Wort zum Vorwurf gemacht, daB sie grundsédtzlich der
operativen Behandlung von Briichen den Vorzug gibt. Es rechnet
ihr vielmehr als Sorgfaltsverletzung nur an, daB sie in
diesem besonderen Falle die Operation gew#hlt hat, obwohl
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aus den ndher aufgefiihrten Griinden die gefahrlosere kon-
servative Methode geboten war.

Die Revision kann sich auch nicht mit Erfolg auf die
Erklérung der Sachverstdndigen berufen, der Beklagten konne
wegen ihres Entschlusees, operativ vorzugehen, kein #rzi-
licher Kunstfehler vorgeworfen werden. Versteht man unter
dgrztlichem Kunstfehler, wie es allgemein geschieht, einen
VerstoB gegen einen allgemein anerkannten Grundsatz der
dgrztlichen Wissenschaft, so ist die operative Behandlung - --
eines Bruches insofern kein Kunstfehler, als diese :Behand-
lungsart in der &rztlichen Praxis ihre Anerkennung gefunden
hat, Das schlieBt aber nicht aus, daf einem Arzt die Wahl
dieser Behandlungsart im Einzelfall als eine PFahrlissig-
Keit im Sinne des § 276 BGB zur Last gelegt werden kann.
Die Begriffe "Kunstfehler" und "Verschulden" des Arztes
decken sich nicht (BGHZ 8, 138 [140]). Mag auch ein Arszt
regelméBig nur dann schuldhaft handeln, wenn er von anerkann-
ten Regeln der Wissenschaft abweicht, so kann doch im Ein-.
selfall ein VerstoB gegen die erforderliche Sorgfalt (§ 276
BGB) auch dann gegeben sein, wenn kein #drztlicher Kunst-
fehler vorliegt (BGH aa0). Allerdings diirfen in Fdllen,
in denen wie hier die Ansichten der Arzte dariiber, welche
von zwei Behandlungsarten die zweckméBigere ist, ausein-
andergehen, die Anforderungen an die Sorgfaltspflicht des
Arztes nicht ilberspannt werden., Das gilt umso mehr, wenn
es eine Frage der {Uberzeugung ist, ob der Arzt dieser oder
jener Methode zuneigt, Das hat aber, entgegen der Ansicht
der Revision, auch das Berufungsgericht nicht verkannt, Es
hat die an die Sorgfaltspflicht eines Arztes zu stellenden
Anforderungen keineswegs iiberspannt, wenn es fordert, daf
auch ein Arzt, der grundsétzlich Anhénger einer bestimmten
Behandlungsmethode ist, priifen muB8, ob nicht im Eingelfall
eine andere Art der Behandlung den Vorzug verdient, weil
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sie bei Beriicksichtigung aller Umsténde eher Erfolg ver-~
spricht und geringere Gefahren fiir den Kranken mit sich
bringt. Wie Prof,Dr. Specht in seinem Gutachten ausfiihrt,
wird es auch fiir den Anhénger des operativen Vorgehens immer
wieder Falle geben, bei denen auch der beste Operateur zur
konservativen Methode greifen werde. Ein solcher Fall lag
nach Ansicht des Sachverstéindigen hier vor. Diese Auffassung
hat sich ersichtlich auch das Berufungsgericht zu eigen
gemacht. DaBl es unter diesen Umstdnden in der Wahl der
Overation eine schuldhafte &rztliche Fehlleistung gesehen
hat, ist aus R®echtsgriinden nicht zu beanstanden,

Die Revision gweifelt auch zu Unrecht an, daB Griinde
vorgelegen h#dtten, die gegen eine Operation und fiir die
Anlegung eines Gips~ und Streckverbandes sprachen. Das Be-
mufungsgericht hat diese Griinde in den Entscheidungsgriinden
seines Urteils im einzelnen angefiihrt. BEs sind vor allem:
Die giinstige Stellung der Bruchenden, die Schaffung eines
neuen Gefahrenherdes im Falle einer Operation, die fehlende
Widerstandskraft der Klédgerin, die beschrénkten Mittel zur
Bekdmpfung einer Infektion und schlieB8lich der Mangel an
Rontgenmaterial. DaB diese Griinde nicht stichlA. tig seien,
Laun der Revision nicht zugegeben werden. Zwar wird die bei
allen Operationen bestehende Moglichkeit einer Infektion
wickt gegen diese Behandlungsart ins Feld gefiihrt werden
ktanen, wenn es sich um einen notwendigen operativen Ein-
giff handeit, denn bei einer notwendigen Operation mufl die
voglichkeit, da3 eine Infektion eintritt, in Kauf genommen
werden., Steht aber wie hier eine zumindest den gleichen
ErPfolg versprechende unblutige Behandlungsart zur Verfiigung,
so muB der Arzt bei der Wahl der Behandlungsart auch die
Moglichkeit der Infektion in den Kreis seiner Erwdgungen
siehen. Sie ist fiir seinen EntschluB in besonderem MaBe von
Bedeutung, wen:, wie es bei der Behandlung der Xlégerin
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der Pall war, Mittel sur Bekimpfung der Infektion, insbe-
sondere Penicillin, nur in sehr beschrénktem Umfang zur
Verfiigung stehen und wenn zudem die Widerstandskraft des
Kranken wegen seines schlechten allgemeinen Erndhrungszu-
standes geschwdcht ist.

SchlieBlich irrt die Revision auch mit ihrer Meinung,
das Berufungsgericht habe der Beklagien vorgeworfen, sie
habe iiberhaupt keine {/lberlegungen dariiber angestellt, ob
operativ oder konservativ behandelt werden solle. Allerdings

hat das Berufungsgericht in dieser Hinsicht Zweifel ge&duBert,

die darauf beruhen, daB die Beklagte abgesehen von dem
Hinweis auf die ‘schnellere- Heilung zur Rechtfertigung ihres
Vorgehens im wesentlichen nur angefiihrt hatte, sie behandle
die Briiche seit. iiber 20 Jahren operativ und habe gute Erfol-
ge damit. Diese Frage, ob die Beklagte das Fir und das
Wider der in. Betracht kommenden Behandlungsarten iiberhaupt
abgewogen hat, ist aber unentschieden geblieben und die
Verurteilung der Beklagten nur darauf gestiitzt worden, daB
sie die erforderlichen Uberlegungen nicht mit der ndtigen
Sorgfalt angestellt hat., Dafl diese Annahme keinen rechtli-
chen Bedenxen unterliegt, wurde bereits dargelegt.

5. XNach ailedem hat das Berufungsgericht der Beklag-
ten mit Recht zur Last gelegt, daB sie fahrldssig nicht
die nach der Sachlage gebotene Art der Behandlung gewdhlt
hat. DaB diese Sorgfaltsverletzung fiir die eingetretenen
Schéden adédquat ursdchlich war, kann ernstlich nicht ange-
cweifelt werden. Nach den Feststellungen des Berufungsge-
richts, die es bedenkenfrei auf Grund der vorliegenden
Sachverstidndiggngutachten getroffen hat, sind die bei der
Klagerin zuriickgebliebenen korperlichen Schéden auf die
Infektion zuriickzufiihren. Diese wédre aber, wie Prof.Dr.
Specht bestédtigt, bei einrer konservativen Behandlung des
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Bruches mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
nicht aufgetreten.

IV, Soweit der Beklagten Fehlgriffe bei der weiteren
Behandlung der Kldgerin zur Last gelegt werden, kann dahin-
gestellt bleiben, ob eine Verletzung der &drztlichen Sorg-
faltspflicht darin zu erblicken ist, daB die Beklagte bei
Eintritt des auf eine Infektion hindeutenden hohen Fiebers
nicht sogleich die Wunde wieder gedffnet und den Elfenbein-
stift entfernt hat oder oh der Beklagten aus ihrem Verhalten
kein Vorwurf gemacht werden kann, weil es sich hierbei, wie
die Revision meint, um eine Frage des #&rztlichen Finger-
spitzengefiihls und um eine reine Ermessensfrage gehandelt hat

Jedenfalls hat das Berufungsgericht es rechtsirrtums-
frei als einen schwerwiegenden VerstoB gegen die #rztliche
SQorgfaltspflicht gewertet, daB die Beklagte es nach der
Operation unterlassen hat, die Heilung des Bruches durch
Rontgenaufnahmen zu kontrollieren. Das Berufungsgericht hat
sich in dieser Prage der Auffassung des Prof.Dr. Specht
angescnlossen, der in seinem Gutachten die Notwendigkeit der
Kontrollaufnahmen dargelegt hat. Nach seiner Ansicht muBite
sciicn bald nach der Operstion durch eine Réntgenaufnahme
geprift werden, ob die Bruchenden sich in der richtigen
Stellung befanden. Diese Priifung war, wie der Sachversténdige
wrd ihin folgend das Berufungsgericht weiter darlegen, eben-
falls notwendig, als spdter die Infektion hinzukam und sich
ein groBer AbszeB in der Tiefe gebildet hatte. Wie die Be-
Klagte nicht bestreitet, ist eine Rontgenaufnahme erst am
13. Januar 1949 gemacht worden, Sie hat ergeben, daB der
Elfenbeinstift neben den Knochen in den Weichteilen lag und
daB sich die Bruchenden in einer ungiinstigen Stellung zu-
einrander befanden. Infolge dieser verspédteten Rontgenkon-
trolle ist ein Streckverband erst am 14, Januar 1949 und
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damit in einem .Zeitpunkt angelegt worden, in dem die schlech-
te Stellung der Bruchenden zueinander nach Ansicht des
Sachversténdigen kaum noch zu korrigieren war.

Denmgegeniiber kann die Revision sich nicht mit Epfolg
darauf berufen, daB die Beklagte nach dem Auftreten der
Temparaturen gunichst ihr Hauptaugenmerk darauf habe richten
miissen, die Infektion gzu lokalisieren und zu bekdmpfen,
wozu eine absolute Ruhestellung erforderlich gewesen wei.
Diese Griinde der Beklagten hdlt das Berufungsgericht im
Anschlu8 an das Gutachten Dr. Specht nicht fiir stichhaltig.
Wie der Sachversténdige darlegt, muBte auch bei Bestehen
der Infektion versucht werden, die damals zweifellos schon
vorhandene ﬁngﬁnstige Stellung der Bruchenden, besonders
die Verkiirzung des Beines durch einen friihzeitigen Streck-
verband auszﬁgieichen. DaB das Berufungsgericht sich ange-
sichts der schweren Folgen, die bei der verspidteten Anle-
gung des Streckverbandes fiir die Klégerin zu befiirchten
waren, diese einleuchtenden Erwégungen zu eigen gemacht
hat, unterliegen keinen rechtlichen Bedenken.

Ebenso wenig ist es rechtlich gzu beanstanden, daB das
Kammergericht die Berufung auf einen Mangel an Rintgen-
material nicht als Entschuldigungsgrund fiir das Unterlassen
der RUntgenkontrolle hat gelten lassen. Wie das Berufungs-
gericht feststellt, stand schon damals zumindest in offent-
lichen Krankenh#usern geniigend Material fiir Rontgenaufnahmen
zv.r Verfiigung. Konnte die Beklagte sich das notige Rontgen-
material nicht beschaffen, so wédre es, wie das Berufings-
gericht szutreffend ausfiihrt, ihre Pflicht gewesen, die
Klédgerin wegen der Behandlung an eine Krankenanstalt zu
verweisen, die in der ILage war, die erforderliche Rontgen-
Xontrolle durchzufiihren.
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V.. DaB die Bildung eines SpitzfuBés mit Hammer-
zehenstellung im allgemeinen auf eine fehlerhafte Behand-
lung zuriickzufithren ist, wird von allen Arzten, die mit
der Sache befaBt waren, bestitigt. Auch die Beklagte hezwei-
felt das nicht, sondern macht nur geltend, sie habe die
Bildung des SpitzfuBes bewuBt angestrebt, um eine Verkiir-
zung des Beines auszugleichen. Ob ihr das geglaubt werden
xann, obwohl das Krankenblatt keine Bintragungen hieriiber
enthélf, mag auf sich beruhen. Auch wenn ihre Angaben zu-
treffen, kann das die Beklagte nicht entlasten, denn es
steht fest, daB sie zu dieser MaBnahme -nicht die Einwilli-

. gung der Kl#gerin eingeholt hat. Das wire aber, wie das
Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, erforderlich gewesen,
weil es sich bei einem SpitzfuB um eine Verkriippelung und
Mifbildung des FuBes handelt, Diese herbeizufiihren ist der
\rct nur ermichtigt, wenn der Kranke sich damit einverstan-
den erkiédrt., EntschlieBt er sich ohne diese Zustimmung des
Kranken zu dieser fiir den Patienten schwerwiegenden MaBnahme,
so handelt er schuldhaft. Er ist daher schon aus diesem
@runde zum Ersatz des entstehenden Schadens verpflichtet,
ochne daf es darsuf ankommt, ob das Herbeifiihren des Spitz-
fuBes #drztlich geboten oder zweckmié8ig war (vgl RGZ 163,

129 ££),

ey

VF. BSchlieBlich macht das Berufungsgericht in Uberein-
stimmung mit dem Sachverstiéndigen Prof.Dr. Specht der Be-
klagten zum Vorwurf, daB &ie #rztlich gebotene Bewegungsbe-
handlung bei der Klégerin zu spét begonnen und nur unzu-
reichend durchgefiihrt worden sei., Zu dieser Frage lassen
die Ausfiihrungen des Berufungsurteils xeinen Rechtsirrtuii
erkennen, Auch die Revision greift sie nicht an,

VIT, Nach alledem ist die Jaftung der Beklagten fiir
die Schidden, die infolge feh-erhafier oder ohne Einwilligung
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vorgenommener &rgztlicher Behandlung bei der Klégerin zu-—
riickgeblieben sind, rechtsirrtumsfrei bejaht worden.,

VIIT, Dagegen rigt die Revision mit Recht, daB das
Berufungsgericht in seinem Urteil nicht zu der Frage Stel-
lung genommen hat, ob die Klédgerin ein Mitverschulden an
dem entstandenen Schaden trifft, In dieser Hinsicht hat die
Beklagte vorgetragen, die Klédgerin habe die zur Verhinderung
des SpitzfuBes gegebenen Anordnungen nicht beachtet und
habe sich erst drei Monate nach ihrer Entlassung aus der
Klinik der Beklagten wisder in Behandlung begeben, obwohl
sie bei ihrer Entlassunhg ausdriicklich darauf hingewiesen
worden sei, daB eine Nachbehandlung notwendig sei; durch die
Verzdgerung habe sich der Zustand des Beines verschlimmert.
Das Berufungsgericht hat hierzu zwar den sachverstdndigen
Seugen Dr. Kuhr und den Gutachter Prof.Dr. Specht gehdrt,
es hat sich aber in den Entscheidungsgriinden seines Urteils
st der Frage des Mitverschuldens nicht ge#uBert, Der erkennen-
le Senat ist nicht in der Lage, die vom Berufungsgericht
unterlassene iPriifung nachzuholen. Einmal fehlt es insoweit
an den eine rechtlicie Wiirdigung gestattenden tatséchlichen
Feststellungen. Zum anderen ist auch die Priifung der Frage,
ob und wenn ja in welchem Umfang ein etwaiges Mitverschulden
nach § 253 BGB zu einer Minderung der Ersatzforderung fiihrt,
* Aufgabe des Tatrichters. Soweit die Zahlungsanspriiche (be-
sifferter Betrag, Rente und Schmerzensgeld)} dem Grunde nach
Tiir gerechtfertigt erkléirt worden sind, hdtte das Berufungs-
gericht die Priifung des Mitverschuldens dem Verfahren iiber
die Hohe der Zahlungsanspriiche iiberlassen k6nnen, wenn wie
hier das mitwirkende Verschulden 2zweifellos hochstens zu
einer Minderung und nicht zu einer Beseitigung der Schadens-
haftung fiihren kann (BGHZ 1, 34). Ob das Berufungsgericht
die Priifung des Mitverschuldens dem Betragsverfahren vorbe-
halten wollte, ist den Entscheidungsgriinden seines Urteils
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jedoch nicht mit der hierzu erforderlichen Deutlichkeit

zu entnehmen. Sowelt iiber den Feststellungsantrag entschie-~
den worden ist, liegt kein Zwischenurteil nach § 304 zPO,
sondern ein Teilendurteil vor (BGHZ 7, 331). Dem Fest-
stellungsantrag konnte daher erst stattgegeben werden, wenn
geklirt war, ob der Klégerin ein fiir ihren Schaden mitur-
gdchliches Verschulden zur last zu legen ist. Daher war das
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten
Verhandlung und Entscheidung, auch iiber die Kosten der
Revision, an das Berufungsgericht zuriickzuverweisen.

MeiB Dr. Kleinewefers Dr. Gelhaar

Dr. Meyer Dr. Bode




	2347 032

	iS

	<ß

	- 9 ~


	Jb

	V,.




